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DEUTSCHER BUCHHANDEL UND LEIPZIGER 
ZENSUR 1831-1848 

Nach Akten und andern Quellen 

H 

Die Praxis 1 

"Sie [die Vertreter des Jungen Deutschland] fühlten, dass die 
Zeit der bevorzugten Individualität vorüber und dass die wahre 
Souveränetät nur der Totalität des Volkes gebühre." 2 So schrieb 
Robert Prutz schon um die Mitte des vorigen Jahrhunderts, mit 
kulturhistorischem Blick als einer der ersten den gewaltigen Um- 
schwung erfassend, der sich seit den dreissiger Jahren in Deutsch- 
lands Seelenleben vollzogen hatte. Aufklärung, Klassik und 
Romantik hatten ihre Blütezeit gehabt; es wurde Zeit, dass sie 
Früchte brachten auch im Leben der breiten Massen des Volkes. 
Die stets fortschreitende technische Vervollkommnung der Bücher- 
herstellung, die straffere Organisation des deutschen Buchhandels 
und ganz besonders die ungeahnte Entwicklung der Verkehrswege, 
d. h. Vertriebsmöglichkeiten, machten nunmehr Geisteserrungen- 
schaften (in ihren tausendfachen Verzweigungen) der ganzen 
Nation dienstbar, die in früheren Jahrhunderten kaum alle Kreise 
der Oberschichten erreicht hätten. Was dabei stieg auf dem 
Büchermarkt, das waren nicht allein die relativen Zahlen der 
jährlichen Einzelerscheinungen, sondern namentlich auch die Auf- 
lageziffern, übersteigt doch die ProduktioDskurve des damaligen 
Buchhandels, so gefasst, die der gleichzeitigen Bevölkerungsver- 
mehrung in Deutschland bei weitem. 3 

Glaubt jemand, dass ein einzelner Mensch oder eine Gruppe von 
Menschen diese gewaltige Entwicklung hätte herbeiführen kön- 
nen? Glaubt jemand, dass eine Gruppe von Menschen, ja selbst 
ein System wie Metternichs sie hätte aufhalten können? Zurück- 
blickend haben wir es gewiss leicht beides zu verneinen. Zugleich 
aber sollen wir uns über die Ausdehnung und die Schnelligkeit der 
damaligen Umwälzung im klaren sein, die sich unmöglich ohne den 

1 Vergl. den Artikel im Aprilheft dieser 7eitschrift, pp. 238-250. 

2 Robert Prutz, Urspr. in Vorlesungen, Lpz. 1847, p. 285. Die deutsche 
Literatur der Gegenwart 1848-1858* Leipzig, 1860, II. Bd. p. 10. 

3 Vergl. Ed. Berger, Der deutsche Buchhandel, etc., 1815 bis 1867, Archiv 
H, 125-234; Goldfriedrich, aao. IV, 197 ff., 453 ff. 
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stärksten Widerstand von Seiten der Vertreter der hergebrachten 
Ordnung hätte vollziehen können. Denn es ist nur ein Charakter- 
istikum menschlichen Fortschritts überhaupt, wenn sich bei einem 
so grundlegenden Prozess die älteren Formen der staatlichen und 
gesellschaftlichen Organisation zunächst im Rechte ihrer Existenz 
zu behaupten suchen. Auch das Verhalten der damals Herrschen- 
den in Deutschland ist also historisch bedingt und verständlich. 
Das sollten wir bei der folgenden Betrachtung der tatsächlichen 
Zustände und Geschehnisse nie ausser acht lassen, denn nicht nach 
Recht und Unrecht fragen wir hier, sondern nach einer Entwick- 
lung. 

Was taten die Organe des damaligen Staats, um die Literatur, 
wie eine immer weitergreifende Volksbildung sie nunmehr ent- 
fesselte, in ihrer alten, für das politische und soziale Leben des 
Staates so belanglosen Stellung zu erhalten? Das wäre die allge- 
meine Frage. Wie sie sich in Leipzig ansieht, da wo sich alle 
Fäden des deutschen literarischen Lebens kreuzen, darum handelt 
es sich für uns zunächst. 



Kurz zusammenzufassen, was man auf dem Büchermarkt zu 
unterdrücken strebte, dürfte schwer sein. In keiner Periode 
deutscher Geistesentwicklung, abgesehn vom Reformationszeit- 
alter, deckt sich ja Literatur im engem Sinne so sehr mit dem, was 
politisch-propagandistisch gemeint war. Auch die Behörden 
machten einen Unterschied zwischen den beiden nicht. Allerdings 
ist Proelss' Anschauung, der Bundestag habe bei seinem Verbot 
gegen das Junge Deutschland eine Verwechslung von literarischen 
Bewegungen mit gleichnamigen politischen gemacht, von Houben 
glücklich widerlegt worden. 4 Doch nicht zu übersehen hierbei ist, 
dass der von Houben verfochtene Unterschied sich zunächst nur 
auf die Personen der betr. Autoren bezieht, keineswegs aber auf 
die Behandlung ihrer Bücher, und selbst dann darf man das Schick- 
sal Gutzkows nicht vergessen. Die von Glossy und Geiger ver- 
öffentlichten Konfidentenberichte zeigen zur Genüge, dass man 
Börne und Heine ganz wie wirkliche Flücktlinge beobachten liess. 
Auch Figuren wie Harro Harring sind nicht zu vernachlässigen. 
Für die vierziger Jahre wird man sogleich an Freiligrath denken, 
der sich nach dem " Glaubensbekenntnis" durch eine Rückkehr nach 

'Houben, aao. pp. 19 ff. 
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Preussen einer sofortigen Verhaftung ausgesetzt hätte. 5 Der 
Obrigkeit war es sicher sehr gleichgültig, ob ein Dichter oder ein 
Agitator schrieb, vorausgesetzt, er hatte Einfluss. 

In Sachsen galt im Grunde immer noch das alte Reskript von 
1779, aufgefrischt durch das Mandat von 1812, durch das Zensoren 
und Presspolizei vornehmlich zur Unterdrückung von Schriften 
wider die Religion, Schriften gegen die bestehende staatliche und 
gesellschaftliche Ordnung, sowie von sittlich anstössigen Schriften 
verpflichtet wurden. Sieht man den Leipziger Verlag für die 
ersten dreissiger Jahre an, so liegt die Liberalität der Zensurbe- 
hörden auf der Hand. Nur eigentliche Propagandaliteratur, z. B. 
über Polen, hatte nötig einen Deckmantel zu suchen. 6 Mit 
Laube und Mundt verfuhr man einstweilen jedenfalls glimpflich 
genug, 7 erschien doch selbst Mundts Madonna, das "Buch der 
Bewegung," 1835 in Leipzig. Im Kommissionshandel für das 
deutsche Ausland lag die Sache noch einfacher: alles was nicht tat- 
sächlich in Sachsen verboten war, konnte über Leipzig ziemlich 
ungeniert verbreitet werden, sodass die betroffenen Staaten tat- 
sächlich zur Anrufung von Bundes- oder zur Selbsthilfe gezwungen 
waren. 8 Die Lage ist oft verkannt worden. 9 Wenn z. B. Preussen 
1834 den ganzen Verlag von Heideloff & Campe in Paris verbot, 
so hatte das einigen Sinn nur, wenn auch der Leipziger Vertreter 
der Firma sich zwingen liess, die Kommission niederzulegen. 
Preussen drohte also im Weigerungsfalle mit Ausschluss des Ver- 
lags auch der betr. Buchhandlung l), 10 d. h. gewiss nicht mit 
halben Massregeln, zu deren Anwendung es nach den Umständen 
aber genötigt war. 

Gerade in diese Zeit fällt ein Bericht v. Langenns, des Regierungs- 
kommissars zu Leipzig, an das Ministerium des Innern. In diesem 
vom 18. April 1834 datierten Schriftstück 11 beklagt v. Langenn 
u. a. den Aufenthalt der vielen "unnützen Skribenten" in Leipzig, 

s Vergl. dazu Glossy, aao. II, 226, 228 f. 

• Vergl. Emil Weller, Die falschen und fingierten Druckorte, I* Leipzig 1864, 
pp. 231 S. 

7 Vergl. Houben, aao. (Register); 0. Draeger, Theodor Mundt, etc., Marburg 
1909. 

8 Vergl. auch Glossy, aao. I, 2. 

• Vergl. Goldfriedricri, aao. IV, 278. 

10 Aktenbelege, s. Schluss des Artikels. 
u Archiv, EX, 226-28. 
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von denen er einen auch namhaft macht, selbstverständlich 
Heinrich Laube. Er weist ferner auf die Inkonsequenzen hin, die 
aus der "abgerissenen, stückweisen Tätikeit" der Bücherkom- 
mission entsprängen; während z. B. die berüchtigte Vorrede von 
Heine [zu den Französischen Zuständen] verboten und konfisziert 
sei, kursierten Börnes Briefe, die noch viel verderblicher seien, da 
sie noch sarkastisch populär geschrieben, ungehindert. 12 Diese 
Punkte sind bemerkenswert. Worauf man auch in Sachsen sofort 
aufmerksam geworden war, das war die Entstehung des deutschen 
Feuilletons, überhaupt eines Stils, der sich an die Massen der Leser 
wandte. So wurden denn in der Instruktion für die Zensoren von 
1836 diesen bezeichnenderweise anbefohlen, ihre Aufmerksamkeit, 
abgesehn vom Inhalt einer Schrift, hauptsächlich auch auf Form 
und Ton der Behandlung zu richten. Dieselben Richtlinien galten 
für die Handhabung der Druckzensur, resp. der Presspokzei. 

Nach der ruhigen Stellung Sachsens zu dem Bundesverbot gegen 
das Junge Deutschland, die in energischem Tone wenig versprach," 
war eine praktische Verschärfung in diesen Dingen vorderhand 
kaum zu befürchten, wenn die Buchhändler auch grossen Lärm 
schlugen. In der Tat hob Dresden, sowie nur einige andre Staaten 
dazu das Beispiel gegeben hatten, auch seinerseits jenes Verbot 
teilweise wieder auf (9. Februar 1837). Nach Heines damaliger 
Kontroverse mit Campe über die Verst ümm elung des Schwaben- 
spiegels, die der sächsischen Zensur zur Last fiel, 14 könnte man 
freilich irre werden. Doch ist bekanntlich das Manuskript des 
Schwabenspiegels nicht gefunden, so dass wir den Grad dieser Ver- 
stümmelungen kaum abmessen können, Houbens Hinweis 15 reflek- 
tiert gewiss nicht ungünstig über den Zensor. Seinem Manu- 
skript des "Buchs der Lieder, zweiter Band" (der spätem "Neuen 
Gedichte") muss es bei der Zensur in Grimma allerdings übel 
ergangen sein; doch schon Houben weist darauf hin, dass diese 
Behandlung lokal aufzufassen ist. 16 Zur Leipziger Zensur behielt 
Heine jedenfalls noch immer Vertrauen, wie allein schon seine Mit- 
arbeit an der Zeitung für die Elegante Welt zeigt. Noch Januar 
1842 schickte er Kühne sogar sein Gedicht an Dingelstedt ("Nacht- 

a Das Verbot erfolgte in Sachsen am 1. Juli 2). 

u Houben, aao. pp. 79 f. 

14 Houben, aao. pp. 149 ff . 

14 Vgl. aao. p. 167. 

» Vgl. aao. pp. 155 f. 
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Wächter mit langen Fortschrittsbeinen"), und war dann sehr 
erstaunt, dieses von der Zensur nicht passiert zu sehen. Nach 
dem, was noch gleichzeitig die Sächsischen Vaterlandsblätter 
brachten, hatte er sogar ein Recht erstaunt zu sein. Doch ein 
Umschwung bereitete sich in Sachsen vor. 17 

Die Rücksichtnahme auf die grossen Nachbarstaaten verküm- 
merte' in der Folge den verschämten Kaufmannsliberalismus der 
sächsischen Regierung immer mehr und zeigte sich alsbald auch 
in der Handhabung der Zensur. So konnte Otto Wigand, obwohl 
schon längst auf der Schwarzen Liste, noch Winter 1840/41 erst 
das Rheinlied und dann gar das "Märchen" von Robert Prutz mit 
sächsischer Zensur und Rezensur herausbringen — natürlich zum 
grössten Missbehagen österreichischer Kreise, die in letzterm den 
Fürsten Metternich bekanntlich als Minister Polichinelle wieder- 
fanden. Doch als Wigand anderthalb Jahr später das Dombau- 
lied desselben Verfassers erscheinen lassen wollte, sah er sich 
veranlasst einen der vielen buchhändlerischen Umwege zu wandeln, 
durch die man sich den sächsischen Zensurvorschriften zu ent- 
ziehen suchte. 13 Und als Hoffmann von Fallersleben im Sommer 
1842 den dritten Band seiner Gedichte in Leipzig drucken lassen 
wollte, musste er sie zurücknehmen, nachdem ihm die Zensur drei 
Viertel davon gestrichen hatte. 19 Immerhin, er versuchte es noch. 
Dann aber erfolgte nach den ersten liberalen Presserlassen Fried- 
rich Wilhelms IV. der Umschwung, oder richtiger Rückschwung in 
Preussen (Ende 1842), und der Rücktritt des gemässigten v. 
Lindenau im Spätsommer 1843 tat ein übriges. Naturgemäss 
wurde nicht nur die Manuskriptzensur in Sachsen strenger, es 
schwoll auch die Liste der in Sachsen verbotenen Schriften mehr 
und mehr an, so dass es schon 1844/45 an politischen Verboten nur 
von Österreich und Preussen übertreffen wurde. 20 Allerdings er- 
schien noch immer manches in Leipzig, was in Preussen und andern 
Bundesstaaten sofort verboten wurde, z. B. Max Stirners Buch "der 
Einzige und sein Eigentum" (O. Wigand 1844), Arnold Rüge, 
"Zwei Jahre in Paris" (Jurany 1845), Glasbrenners "Neuer Rei- 
necke Fuchs" (Lorck 1846) usw. Aber beim nähern Zusehn wird 

"Schon März 1842; vgl. Varnhagen v. Ense, Tagebücher II, 31. 

"Vergl. G. Büttner, Robert Prutz, ein Beitrag, etc. [=Teut. XXV], 
Leipzig, 1913, pp. 55 ff., 163; dazu Glossy, aao. I, 197. 

" Glossy, aao. I, 309. 

,0 Vergl. Nachweise bei Goldfriedrich, aao. IV, 266 ff. 
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man stets finden, dass es sich um Schriften von über 20 Bogen 
handelt, und auch hier taten die sächsischen Behörden ihr Bestes 
die Ausgabe zu erschweren (s. u. pp. 344 f.). 

Der Geist, in dem nunmehr in Dresden gearbeitet wurde, 
kennzeichnet sich wohl genügend in dem Falle der schon früher 20 * 
erwähnten "Maria Stella," die Wilhelm Jurany Anfang 1846 her- 
ausbringen wollte 3). Das Buch war aus dem Französischen über- 
setzt und wollte beweisen, dass Louis Philipp kein echter Abkömm- 
ling des Hauses Orleans sei. Im einzelnen war es weder vom 
Zensor noch von der Kreisdirektion beanstandet worden; nur die 
Gesamttendenz könne politischen Rücksichten unterliegen, hiess 
es. Als es trotzdem später zu einem endgültigen Verbot kam 4), 
verschanzte man sich tatsächlich hinter dem Argument, das Buch 
enthalte eine "unverhohlene Beziehung auf das Haupt einer 
befreundeten Regierung," zu derselben Zeit, wo ein belgischer Nach- 
druck des Originals in Frankreich verkauft werden durfte 5). Der 
innere Grund war doch wohl, wie sich bei der Verfolgung einer 
andern Übersetzung desselben Werkes zeigt 6), die Erwägung, die 
Leser möchten von solcher Lektüre überhaupt zum Nachdenken 
über das Legi timi tätsprinzip angeregt werden, und das genügte. 
Die Furcht vor "revolutionären und atheistischen" Schriften 7) 
und vor dem "pöbelhaften Ton" 8) wurde in den letzten Jahren 
vor der Märzbewegung allbeherrschend. Dazu kam aber als 
Schlimmstes die Stellung der Regierung zum Transitrecht, die sich 
in jenen Jahren wesentlich änderte und Leipzig de facto zu einer 
preussischen Polizeistation machte (s. u.pp. 348 f.). Unter solchen 
Umständen hatten die meisten Schriften von Rüge, Bruno Bauer, 
Feuerbach, Strauss, Herwegh, Freiligrath usw., aber auch Börnes 
Briefe aus Paris, wenn sei gefasst wurden, auf wenig Schonung 
zu rechnen 9). Dass gegen Schriften und Broschüren wie etwa die 
Karl Heinzens oder Hermann Püttmanns 10) streng eingeschritten 
wurde, ist begreiflich. Doch verfielen auch Werke, die ganz und 
gar nicht zu Gewalttaten aufforderten, dem Bann, einfach weil sie 
sozialistisch waren 11). Erst unter dem Märzministerium wurde 
dies anders 12); under der Reaktion, schon 1850, kehrte der alte 
Zustand zurück 13). 

Stellt sich das Gesamtbild'der Zensurverhältnisse in Sachsen als 
immer düstrer werdend dar, so herrschte doch selbst in der behörd- 

wVergl. Journal, 1916, p. 249. 
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liehen Willkür eine gewisse Gesetzmässigkeit und Tradition. Ja, 
es wird sich zeigen lassen, dass die Organisation an sich im Sinne 
moderner Staatsformen fortentwickelt wurde. Wie wir früher 
scharf zwischen Manuskript- und Druckzensur zu unterscheiden 
hatten, so unterscheiden wir hier zwischen den Bestimmungen für 
den sächsischen, resp. Leipziger Verlag, und denen für den ausser- 
sächsischen Verlag, der auf dem Kommissionswege Leipzig be- 
rührte. 

Leipzig als Verlagsort monopolisierte in jenen Jahren noch zirka 
16-15% der gesamten deutschen Bücherproduktion. 21 Die Ab- 
nahme gegen den Prozentsatz um die Jahrhundertwende (zirka 
25%), der sich in den folgenden zwei Jahrzehnten noch ungefähr 
zu halten gewusst hatte, 22 machte sich nachgerade fühlbar. Das 
beste Mittel Leipzigs sonstige Vorzüge als Verlagsort wieder anzie- 
hender zu machen, wären Zensurerleichterungen gewesen. Doch 
konnte Sachsen gerade von diesen aus bundespolitischen Gründen 
keinen Gebrauch machen (s. u. pp. 357 ff.), verspürte auch später bei 
den sich immer mehr zuspitzenden inneren Konflikten von Jahr 
zu Jahr weniger Lust dazu. 

Bis 1836 war das Präventivsystem in Sachsen ausschlaggebend 
gewesen, d. h. jeder Artikel, der in Leipzig verlegt werden sollte, 
und zwar einerlei ob er inner- oder ausserhalb Sachsens zu drucken 
war, musste der sächsischen Zensur zur vorgängigen Approbation 
eingereicht werden. Nach Erteilung des imprimatur's dagegen 
konnten nur noch Repressivmassnahmen zur Anwendung kommen. 
Der Schutz der Behörden gegen zensurlosen Druck, gegen geschickte 
nachträgliche Änderungen u. dergl. bestand, abgesehn von der 
selbstverständlichen Straffälligkeit des Verlegers, in dem Angelöb- 
nis der Buchdrucker an Eides Statt, nicht das Geringste ohne die 
vorschriftsmässige Zensur drucken zu wollen — auch der Drucker 
war also haftpflichtig. Das Angelöbnis in dieser Form war schon 
1779 eingeführt worden, 23 und gerade um ihm zu entgehn, hatte 
sich bei den Leipziger Verlegern die Praxis eingebürgert, alles Zwei- 
felhafte ausserhalb Sachsens drucken zu lassen, wo sie eine gelindere 
Zensur erwarten konnten. Wenn also die Regierung in dem Man- 
dat vom 1812 die Vorlage auch aller ausser Landes zu druckenden 

21 Vergl. Goldfriedrica, aao. IV, 455. 

a Vergl. A. Schürmann, Die Entwicklung des deutschen Buchhandels, etc. 
I. Bd., Halle a. S., 1880, p. 330. 

a Reskript vom 30. September 1779. 
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Schriften verlangte, so ist es klar, welchem Übelstand sie damit 
abzuhelfen suchte. Selbstverständlich hatten gleich damals die 
Buchhändler gegen die Neuerung protestiert, und, da sie damit 
keinen Erfolg hatten, zu Mitteln der Selbsthilfe gegriffen. Das 
Nächstliegende war gewesen, einen nichtsächsischen Verlag vorzu- 
schieben (der den Druck besorgte) und dann vorgeblich den Artikel 
nur in Kommission zu vertreiben. So ist eine ganze Reihe obskurer 
Verlagsorte für Schriften aus jenen Jahren zu verstehen, z. B. auch 
die zeitweilige Prominenz der Pierer'schen Hofbuchdruckerei in 
Altenburg, auf die Houben gelegentlich hinweist. 24 Das Mandat 
von 1812, das ja bis Ende 1836 in voller Geltung stand und nie 
förmlich abgeschafft wurde, verlangte zwar Angabe des wahren 
Druckorts und Verlegers aller in Sachsen zu debitierenden Schrif- 
ten; aber der Nachweis, dass der auswärtige Verlag eben nur ein 
fingierter sei, war schwer zu führen, und die Regierung hatte das 
Nachsehn. Trotzdem wusste sie natürlich was vorging, und eine 
der peinlichsten Überraschungen war es den Buchhändlern daher, 
in der neuen Verordnung vom 13. Oktober 1836 zu lesen, dass 
künftighin der Kommissionär, dessen Name auf einem Druckwerk 
erschien, dem Verleger gleichzuachten sei und somit auch dessen 
Verpflichtungen zu erfüllen habe. 

Diese Bestimmung musste der Regierung, die daran hartnäckig 
festhielt, 25 um so gebotener erscheinen, als sie gleichzeitig die Ver- 
pflichtungen des Verlegers wesentlich vermehrt und verschärft 
hatte. Es handelte sich da vor allem um etwas, das von den Zeitge- 
nossen als krasser Rückschritt verschrien wurde und das Gegen- 
teil davon war: die Einführung der Re- oder Nachzensur. Man 
hatte sich bisher in deutschen Landen allgemein damit begnügt, die 
vorgängige Manuskriptzensur mit Repressivmassnabmen gegen 
gedruckte Artikel zu verbinden; nunmehr wurde in Sachsen das 
Präventivprinzip glatt auf die Druckliteratur ausgedehnt. Denn 
das bedeutet es, wenn jetzt eine Schrift, die bereits das imprimatur 
des Einzelzensors erhalten, vor dem Versandt und Vertrieb die 
Billigung des Zensurkollegiums einzuholen hatte. Für den aus- 
sersächsischen Verlag, soweit er nicht Kommissionslager in Leipzig 
unterhielt, war eine entsprechende Bestimmung unmöglich durch- 
zuführen. So stellte sich das Ganze zunächst als nichts weiter dar 

24 Houben, aao. pp. 323 f. 

a Lorck, aao. p. 66; Goldfriedrich, aao. IV, 251. 
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als eine starke Benachteiligung des sächsischen Verlags, die durch 
die gleichzeitige Abschreckung des aussersächsischen von der 
Leipziger Kommission um nichts besser gemacht wurde. Nur ent- 
wicklungsgeschichtlich ist das verständlich. Von solchem Stand- 
punkt ist es freilich interessant zu beobachten, wie hier von der 
Regierung selbst der erste Schlag gegen das alternde System der 
Manuskriptzensur geführt wurde. Denn wenn die Rezensur des 
Zensurkollegiums die des Einzelzensors umstossen konnte, so ist 
schlechterdings nicht einzusehen, wozu diese noch bestand, und 
der erste Schritt zu ihrer Abschaffung war getan. Dass in der Tat 
die Druckzensur immer mehr das Entscheidende wurde, geht auch 
daraus hervor. Fühlte sich das Zensurkollegium bei Gelegenheit 
der Nachzensur, obwohl von buchhändlerischer Seite keinerlei 
Illoyalität vorlag, nicht veranlasst das Buch zum Vertriebe zuzu- 
lassen, so konnte es beschlagnahmt und unter Gewährung einer 
Entschädigung für die Herstellungskosten konfisziert werden. Da- 
gegen nicht berücksichtigt blieb etwa gezahltes Honorar — als wäre 
der Autor eines solchen ketzerischen Buches seines Lohnes nicht 
wert gewesen. Damit entzog sich der Staat, wie die Buchhändler in 
ihrer Remonstration vom 1. Dezember 1836 sehr richtig hervor- 
hoben, 26 offenbar der Haftpflicht für die Handlungen seines Beam- 
ten, des Zensors, und die Tendenz, die Wichtigkeit desselben herab- 
zumindern, liegt auf der Hand. 27 Übrigens sicherte auch die 
Rezensur noch keinem Buche eine ruhige Existenz; man konnte 
sich in Dresden anders besinnen oder ein Nachbarstaat konnte 
requirieren, in welchem Falle immer noch Beschlagnahme und 
Konfiskation drohte. 28 Wiederum sieht man nicht ein, wozu unter 
solchen Umständen noch die Rezensur diente, und auch hier war 
ein Fortschritt möglich gemacht. 

Das zeigte sich nach manchem Hin und Her auf den Landtagen 
in den "Provisorischen Bestimmungen über die Angelegenheiten 
der Presse," dem fragmentarischen Gesetz vom 5. Februar 1844, in 
dem man alle Schriften von 20 Bogen und darüber, d. h. von minde- 

* Lorck, aao. pp. 62 f. 

17 Bei Glossy (I, 289) wird £ür Ende 1841 ein Fall erzählt, wo Verleger und 
Drucker einer konfiszierten Schrift sogar in Strafe verfällt wurden, da sie ver- 
gessen hatten einen Zensurschein zu nehmen. Doch half gewöhnlich gericht- 
liche Klage, vergl, z. B. Corvin, Aus dem Leben sines Volkskämpfers, Amster- 
dam 1861, II, 362. 

M Glossy, aao. I, 205. 
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stens 320 Seiten, freigab. 29 Für Schriften von geringerm Umfang 
hielt man allerdings an der Manuskriptzensur fest, beseitigte aber 
den Zwang zur Nachzensur. 30 Nur der radikale Vorbehalt der 
Regierung, alle ausgegebenen Schriften, ob über oder unter 20 
Bogen stark, mit Beschlag belegen zu dürfen, zeigte welchen Kurs 
man steuerte, und zwar deutlich genug: die Unzulänglichkeit der 
Manuskriptzensur, soweit nicht obrigkeitlich nachgeprüft, war glatt 
zugegeben; die Tätigkeit des Zensors wurde mehr und mehr durch 
die der Polizei ergänzt, bzw. ersetzt; und was noch 1836 eine Präven- 
tivzensur der Druckliteratur gewesen, wurde nunmehr in eine ent- 
sprechende Verschärfung der Repressivmassnahmen verwandelt. 
Die Zensurfreiheit der 20-Bogenschriften sollte bald zu einem 
Stein des Ahstosses für Regierung sowohl wie Verleger werden. 
Selbstverständlich war es einem Verleger nicht verwehrt, eine 
solche Schrift im Manuskript zur Zensurierung einzureichen, wo- 
durch auch die Person des Autors, sogar in Preussen immun wurde 31 ; 
zugleich hatte der Verleger für den Fall, dass das Werk bei Er- 
scheinen doch noch konfisziert wurde, an den Zensurgebühren eine 
Versicherungsprämie für seine Druckkosten 14). Auch zurück- 
gewiesene und gegen den Zensor gedruckte Schriften blieben dabei 
vom Gesetz zur Ausgabe unter den Best imm ungen für zensurfreie 
Schriften zugelassen 15) ; diese verlangten einzig und allein Ablie- 
ferung eines Exemplars spätestens unmittelbar vor der Ausgabe 
und Entnahme einer Empfangsbekenntnis, die sofort auszustellen 
war. Erst nach Erscheinen der Schrift, die einer Vertriebserlaub- 
nis somit nicht bedurfte, konnte die provisorische Beschlagnahme 
verfügt werden. Unglücklicherweise befand sich aber noch in dem 
Gesetz jener Paragraph (§31), der die Behörden zur Verfolgung 
aller ihr bekannt werdenden, aus irgend einem Grunde zum Ver- 
triebe nicht geeigneten Erzeugnisse der in- und ausländischen 
Presse anhi elt, ob sie nun der Zensur unterlagen oder nicht. Und 
dahinter verschanzte sich die Regierung. Hatte sie aus irgend 
einer Quelle Kenntnis vom Inhalt einer zensurfrei auszugebenden 

2 » Das Nähere bei Lorck, aao. pp. 74 f. 

30 Vergl. Flathe, aao. p. 532; Lorck, aao. p. 71; Goldfriedlich, aao. IV, 246. 
(Es scheint schwer die Bestimmungen, des Gesetzes knapp und klar auszu- 
drücken.) 

31 Wenigstens bis zum April 1847; vergl. Karl Biedermann, Geschichte des 
ersten preussischen Reichstags, Leipzig 1847, p. 3. 
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Schrift erhalten, so hielt sie sich berechtigt, deren Beschlagnahme 
noch vor dem Erscheinen zu verfügen. Als dies Verfahren bei 
Anlass von Adolf Glasbrenners "Neuem Reinecke Fuchs" (Ende 
1845) allzu grossen Lärm erregte, 32 wurde sie vorsichtiger: sie ver- 
fügte seitdem nicht die Beschlagnahme, sondern das provisorische 
Vertriebsverbot und die Beschlagnahme nur im Kontraventions- 
falle, so dass sich nun der Verleger zwar nicht durch den Druck, 
aber durch jede Art der Verbreitung der Schrift auch persönlich 
strafbar machte 16). Das einzige, was diesem in solchem Falle 
übrig blieb, war ein Rekurs an das Gesamtministerium unter Vor- 
sitz des Justizministers, die sogen. Administrativjustizbehörde. 
Doch beantragen durfte er darin nur, man möge entweder die 
Schrift freigeben oder gänzlich konfiszieren lassen. Das war eine 
peinliche Entschliessung, und es ist nicht zu verwundern, dass sich 
so betroffene Buchhändler anderweits zu helfen suchten. 

Im Lichte dieser Praxis wird uns auch die Grossmut der Regier. 
ung im Fallenlassen der Rezensur verständlich, die in der II. Kam- 
mer und vom Buchhandel stets aufs bitterste angegriffen worden 
war. Überdies, was ein Zensor nicht ohne weiteres ablehnte (ein 
seltener Fall), darüber berichtete er an die Kreisdirektion 17); da 
es sich hier um Zwangszensur handelte, hatte diese im Falle der 
Verweigerung der Druckerlaubnis von vornherein einen Vorteil. 
Zumeist suchte sich dergl. nämlich anderwärts einen liberaleren 
Zensor (wenn überhaupt) und tauchte dann im Leipziger Kommis- 
sionshandel wieder auf. Natürlich konnten dann die Behörden 
viel schneller mit einem Verbote bei der Hand sein, da das Signale- 
ment des Buches ihnen; schon bekannt war 18). Immerhin war 
es, wie wir sehen werden, hier schon weit schwerer zu packen, und 
so verlor gerade im Falle von Schriften, die die Regierung am 
eifrigsten zu unterdrücken strebte, die Präventivzensur immer mehr 
ihre praktische Bedeutung. Die Entwicklung verlangte Repressiv- 
massnahmen, die für den ganzen Bund gleichförmig waren. Auch 
das Ministerium sah dies allmählich ein, wie schon Sommer 1847 
zutage trat, ab beim Bunde die Pressangelelegenheiten wieder in 
Diskussion gerieten. Doch war es nur Anerkennung vollzogener 
Tatsachen, keineswegs Liberalismus, wenn v. Falkenstein, der 
Minister des Innern, in einem nicht mehr zu Beratung gelangenden 
Entwurf von 1847 die "Zensurfreiheit," d. h. Aufhebung der 
32 Lorck, aao. p. 77; Karl Biedermann, Mein Leben, etc., p. 116. 
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Präventivzensur, zur Grundlage einer neuen Pressgesetzgebung 
machte. 



Zu derselben Zeit, als Leipzigs Vormachtstellung als Verlagsort 
mehr und mehr schwand, stieg bekanntlich seine Bedeutung als 
Kommissionsort von Jahr zu Jahr. Es ist daher nicht zu verwun- 
dern, wenn die Regierung bei der Neuordnung von 1836 dem Kom- 
missionshandel ganz besondre Aufmerksamkeit schenkte. Dass 
die wahre Ursache indes aus Frankfurt stammte, wird später zu 
schildern sein (s. u. pp. 357 f.). Jedenfalls hatte man sich schon 
im April 1834 überzeugt, dass eine "vorsichtige Neuerung der 
ganzen in Frage kommenden Verhältnisse" dringend vonnöten 
sei. 33 

Und in der Tat! Das alte Mandat von 1812 verlangte, die 
Leipziger sowie alle Buchhändler, die die Messe besuchten, bzw. 
ihre Kommissionäre, sollten zu Anfang der Messe die Verzeich- 
nisse ihrer neuen Verlagsartikel bei der Bücherkommission abge- 
ben; nicht minder sollten die erst nach der Messe eingehenden 
Schriften von den Kommissionären gemeldet werden. So also 
suchte sich die Regierung über die Druckliteratur, die über Leipzig 
debitiert wurde, informiert zu halten; und solange wie zu Schillers 
Zeiten ein Buch nicht erschienen war, wenn es die Leipziger Messe 
verpasst hatte, genügte das auch vollkommen. Gerade das aber 
wurde in der Folgezeit anders, die Messe als wirklicher Tausch- 
markt flaute ab, das Erscheinungsdatum neuer Schriften wurde 
immer schwankender, die Aufsicht darüber undurchführbar. Die 
einzigen Mittel zensurwidrige Schriften von Leipzig fernzuhalten 
waren somit vor Ende 1836, von Vertriebsverboten gegen bekannte 
Schriften abgesehn, der Zwang zur Nennung ihres wahren Druck- 
orts und Verlegers, sowie das Verbot der Annahme einer Kom- 
mission für nicht legitimierte Firmen. Wer dann Bücher erdich- 
teter Firmen debitierte, hatte selbst Gefängnisstrafe zu gewärtigen. 
Diese Bestimmungen genügten aus zweierlei Gründen nicht mehr. 
Peinlich war schon, dass sie nur funktionierten, wenn man zufällig 
einer Unregelmässigkeit auf die Spur gekommen war — also meist 
erst nachträglich — , denn es führte zu Requisitionen seitens andrer 
Staaten. Selbst dann aber lag es den Behörden noch immer ob, 
dem Kommissionär zu beweisen, dass er von dem Debit solcher 

»Archiv, ES, 228. 
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Schriften durch sein Geschäft gewusst, und das war nach dem 
alten Transitrecht sehr schwer. Um den Leipziger Buchhandel 
nicht gänzlich zu ruinieren hatte nämlich die Regierung auf Em- 
pfehlung der Bücherkommission selbst 34 im Mandat von 1812 den 
Durchgang geschlossener Pakete ganz freigelassen. So kamen da- 
mals, worüber v. Langenn sich verwundert äussert, viele Pakete 
nur leicht mit Bindfaden und Oblate verschlossen an und wurden 
weiterbefördert, ohne dass der Kommissionär von ihrem Inhalt 
Kenntnis nahm. Faktisch fungierte dieser hier also nur als Spedi- 
teur. Auf Grund dieser Zustände wurde Friedrich Volckmar, der 
bekannte Kommissionär von Hoffmann & Campe, 1834 auch 
nicht wegen der von ihm zugestandenen Besorgung der Brunet'schen 
Pakete 35 bestraft, sondern nur weil er die Kommission für eine 
nichtlegitimierte Firma übernommen 19). Damit war aber der 
bedrängten Regierung nicht mehr gedient, und die Verordnung 
von 1836 gab ihren Sinn kund. 

Zweierlei galt es im Kommissionshandel zu überwachen: den 
laufenden Vertrieb von Schriften, die auf Leipziger Kommissions- 
lagern gehalten wurden, und die einfache Weiterexpedierung von 
ausserhalb eintreffender Pakete. Wie wir bereits sahen (s. o. p. 
342), suchte die Regierung den eigentlichen Kommissionsbetrieb 
durch Gleichstellung von Kommissionär mit Verleger unter ihr 
Auge zu bekommen, unterwarf ihn also der neu eingeführten 
Rezensur. Wie das Zensurkollegium den Deputierten der Buch- 
händler in einer Konferenz vom 5. Februar 1838 ausdrücklich 
erklärte, 36 war damit weder eine moralische -noch pekuniäre Belast- 
ung des Buchhandels beabsichtigt,, sondern nur — ja was? Das 
einzige Ziel konnte offenbar sein zu verhindern, dass Leipzig zum 
Stapelplatz aller möglichen zensurwidrigen oder gar verbrecher- 
ischen Schriften gemacht wurde. Das Ganze war also ein Bluff. 
Mit welchem Erfolge er wirkte, zeigte sich im Herbst 1844, als 
sich Preussen in Dresden bitter über die fortgesetzte Verbreitung 
gerade solcher Schriften von Leipzig aus beklagte. Da dieser 
Zustand schon Ende 1842 den Regierungen bekannt war, 37 muss 
man sich wirklich über das langmütige Preussen wundern, das 
sich bis dahin mit Reklamationen von Fall zu Fall begnügt hatte. 

»Archiv, VII, 210; XVII, 345. 

38 Börnes Briefe aus Paris, 3.-6. Teil. 

M Lorck, aao. p. 66. 

" Vergl. Glossy, aao. I, 353, 358. 



358 Nordmeyer 

Ob das Übel hauptsächlich aus dem eigentlichen Kommissions- 
handel stammte oder wohl eher, wie die Buchhändler mit Emphase 
behaupteten, aus der Bücherspedition über Leipzig, ist schwer zu 
entscheiden; jedenfalls sah sich Dresden in der Folge zu einer 
wesentlichen Verschärfung in der Handhabung der Pressbestim- 
mungen genötigt. 

Man schritt zunächst zu einer sorgfältigeren Überwachung der 
Kommissionslager. Da sich die wirklich Schuldigen wohl in acht 
zu nehmen wussten, mit wenig Erfolg. Es galt also ferner und 
vorzüglich dem Transitrecht. Schon in der Verordnung von 1836 
hatte man den Kommissionären die abschriftliche Einreichung der 
Fakturen aller von ihnen besorgten Pakete zugemutet. Doch auf 
Drängen der Buchhändler, die in der Durchführung dieser Mass- 
regel mit Recht ihren Ruin sahen, begnügte man sich bald mit 
einer sorgfältigen Aufstellung der Bibliographie im Börsenblatt, 
in dem nun auch die bedenklichsten Novitäten angezeigt werden 
konnten, und das von Rechts wegen. 38 Indes war kaum zu erwar- 
ten, dass die Verbreiter wirklich zensurwidriger Schriften so gefällig 
sein würden sich der Kreisdirektion selbst zu denunzieren, und 
wäre man nicht bei der " milden Praxis" beharrt, so hätte man sich 
schon lange auf Besserungen des Systems besinnen müssen. 

Als die Frage 1844 brennend wurde, suchte das Ministerium die 
Buchhändler zunächst zu der Erklärung zu veranlassen, sich frei- 
willig vom Vertriebe zensurwidriger Bücher fernzuhalten. Nach 
der Natur des Speditionsbetriebs, der jedem einzelnen Geschäft 
pro Woche an die 10,000 Pakete zu bestellen gab, 39 konnten die Kom- 
missionäre prinzipiell nicht anders als sich hartnäckig weigern, wie 
sie es übrigens zu ihren eigenen Nachteil auch bei der Behandlung 
von Nachdrucken hielten. 40 Eine totale Frontänderung der Dresde- 
ner in der Frage des alten verbrieften Transitrechts war die Folge. 
Das Ministerium bestand von jetzt ab darauf, wenn auch zunächst 
nur offiziell, mindestens seit Anfang 1847 auch faktisch 20), dass 
sich der Kommissionär allemal vom tatsächlichen Inhalt der von 
ihm besorgten Pakete zu überzeugen habe, selbst wenn diese 
adressiert und zu neuem Versandt fertig verpackt bei ihm einlie- 
fen 21). Natürlich glaubte kein Mensch an die Durchführbarkeit 
der Massregel, und die Regierung selber vermutlich ebensowenig, 

" Vergl. Glossy, aao. II, 58. 
" Goldfriedrich, aao. IV, 281. 
<° Lorck, aao. p. 76. 
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indem sie sich bald dazu verstand, das Gebot für gewisse Gruppen 
von Sendungen ausdrücklich zu wiederholen. Dadurch aber, dass 
sie den Kommissionär zu besagten Verpflichtungen verhielt, ge- 
wann sie die Rechtsmöglichkeit, seine blosse Spedition als bewuss- 
ten oder fahrlässigen Debit auszugeben, die dabei ertappten Bücher 
zu konfiszieren und dem Kommissionär auf sonstige Weise ähn- 
liche Geschäfte zu verleiden 22). Es war somit in Leipzig alles 
der Beschlagnahme, und häufig der Konfiskation ausgesetzt, nicht 
nur was in Sachsen, sondern was in irgend einem Staate verboten 
war, der eventuell in Dresden energische Vorstellungen erheben 
konnte. In erster Linie kamen dabei Preussen und Österreich in 
Frage; aber selbst Sendungen, die über Leipzig ins ausserdeutsche 
Ausland, Schweden, Russland, Holland usw. gingen, erfreuten sich 
keiner bessern Behandlung, wurden sogar konfisziert 23). Die 
Unruhe darüber gerade bei den loyalen Buchhändlern lässt sich 
denken. 

Die Hauptfrage bleibt bei alle dem: was geschah. Nicht das 
Verbot einer Schrift war letzten Endes entscheidend, auch nicht 
die legale Zulässigkeit des Verbots, sondern das Resultat der Nach- 
forschungen. Gerade in der Hinsicht hatte sich die Arbeitsweise 
der alten Bücherkommission als recht ungenügend erwiesen, indem 
sie die Ausführung ihrer Anordnungen in viel zu weitem Masse 
dem guten Willen der Buchhändler überliess. So kam es 1834 zu 
einer Beschlagnahme Brunet'scher Remittenden erst, nachdem 
der Kommissionär deren Vorhandensein selber mitgeteilt hatte 
24). Solche Zustände hatten 1836 zur Übertragung der meisten 
Funktionen der Bücherkommission an die Kgl. Regierung ge- 
führt, deren Machtmittel, wie sieh denken lässt, nicht nur viel 
weiter reichten, sondern auch unbefangener gebraucht werden 
konnten. 

War eine Schrift vom Ministerium verboten, so erliess es eine 
entsprechende Bekanntmachung in der Leipziger Zeitung, die durch 
den Rat der Stadt auch im Börsenblatt mitgeteilt wurde. Ein 
Paragraph der Verordnung von 1838, nach dem man im Prinzip 
schon früher von Fall zu Fall gehandelt hatte, 41 untersagte die 
Besprechung sowohl des Buches wie des Verbotes im Druck bei 
Strafe. Zugleich wurden von der Kreisdirektion alle übrigen 

u Houben, aao. p. 79. Verschärft 1844, s. a. Vamhagen, aao. II, 276. 



360 Nordmeyer 

Obrigkeiten des Leipziger Kreisdirektionsbezirks (Amtshauptmann- 
schaften, Stadträte und Judizien) von der Erkenntnis des Minis- 
teriums informiert und beauftragt, alles was man in Sortiments- 
buchhandlungen, Leihbibliotheken, öffentlichen Leseinstituten oder 
bei Antiquaren finden würde, zu beschlagnahmen und der Kreis- 
direktion einzureichen 25) ; nur Privatbesitz war nicht anzutasten. 42 
Bei den Nachsuchungen, die dann angestellt wurden, fand sich 
Nennenswertes allerdings recht selten. Der Auffordeiung, frei- 
willig etwa noch vorhandene Exemplare abzuliefern, wurde eben- 
falls sehr lauwarm entsprochen 26). Den Kommissionären legte 
man auch die eidesstattliche Erklärung auf, von der fraglichen 
Schrift nichts mehr zu besitzen 27). Wurde jemand trotzdem 
noch mit einigen solchen Büchern betroffen, so konnte man sicher 
sein, dass der eigentliche Vertrieb bereits erledigt war; in dem Falle 
die Verurteilung des Buchhändlers herbeizuführen, war sehr schwer, 
denn sein gewöhnliches Vorgeben vom Vorhandensein der Bücher 
nichts gewusst zu haben, Hess sich selten entkräften 28). 

Diese Praxis erklärt die schon bemerkte Erfolglosigkeit der 
behördlichen Bemühungen zur Genüge. Der nächste Schritt war 
naturgemäss die Anwendung von Gesamtverboten, sei es gegen 
einzelne Schriftsteller oder bestimmte Verlagsfirmen. Denn wurde 
damit die Überwachung eingeschränkt, so konnte sie zugleich auch 
viel intensiver gemacht werden. Prinzipiell gehört unter diese 
Verbote schon der Bundesbeschluss vom 5. Juli 1832, der deutsche 
Schriften politischen Inhalts unter 20 Bogen, falls aus dem Ausland 
stammend, per se verbot. Der Beschluss wurde Januar 1844 er- 
neuert; gleichwohl hat sich offenbar nie jemand ernstlich darum 
gekümmert, wie der Erlass von Einzelgesamtverboten genugsam 
beweist. 43 In Sachsen hatte man die Best imm ung 1844 in das 
Gesetz vom 5. Februar aufgenommen, wandte sie aber nur an, wo 
man wohl so wie so eingeschritten wäre 29), und als am 23. März 
1848 alle Untersuchungen in Presssachen niedergeschlagen wurden, 

° In den übrigen Kreisdirektionen Sachsens ebenso. 

" Vergl. auch Glossy, aao. I, 143, 249 f., 358. Heine schreibt in den 
"Schriftstellemöten" (Elster VII, 346), er habe sein Buch über "Shakes- 
speare's Mädchen und Frauen" in Leipzig zensieren lassen, weil jedes Buch, 
das im Auslande gedruckt worden, in Deutschland die Zensur passieren müsse. 
Das ist, wenn nicht eine Finte, ein Irrtum Heines und dann auch ein "Zeichen 
der Zeit" (1838/9). Ein ähnlicher Fall der Unkenntnis der Gesetze bei 
Houben, aao. p. 640. Houben hat Kühnes Irrtum — die "Quarantäne" bedurfte 
in Sachsen selbstverständlich vorgängiger Zensur — nicht angemerkt. 
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vergass man ganz auch diese Bestimmung zu beseitigen, so dass ein 
späterer Erlass (vom 1. Mai) nötig wurde 30). Das punctum saliens 
war nach alledem, wie Sachsen vorging um Einzelgesamtverbote 
wirksam zu machen, denn auch die Auslegung von Bundeserlassen 
war ja dehnbar genug. 

Schon 1834 hatte v. Langenn in seinem mehrfach angezogenen 
Bericht über das Leipziger Kommissionswesen angeregt, den Ver- 
tretern gewisser verdächtiger Firmen die Öffnung aller von diesen 
eingehenden und zur Weiterbeförderung bestimmten Pakete auf- 
zugeben — wenn dies staatsrechtlich statthaft sei. 44 Über den 
Punkt bestand in Dresden kein Zweifel, und das Prinzip, nach dem 
man übrigens schon vorher unter Umständen verfahren 31), war 
formuliert. Das Verbot war demnach ein ähnliches wie das, mit 
dem Preussen schon 1821 F. A. Brockhaus belegt hatte: es führte 
keineswegs zum völligen Ausschluss des betr. Verlags, bzw. Autors 
von Leipzig, unterwarf ihn vielmehr nur der sächsischen Zensur, 
resp. Rezensur. Man zwang den Kommissionär alle in Frage 
kommenden Schriften bei ihrer Ankunft entweder der Zensur 
einzureichen, oder — um einer beliebten Ausrede zu begegnen — 
sofort zu remittieren 32). Dieser Standpunkt erklärt sich aus 
dem Geschäftsinteresse Sachsens am Buchhandel und zeigt sich 
z. B. in der Stellung der sächsischen Regierung bei der Verfol- 
gung des Jungen Deutschland. 45 Fühlte sich die Kreisdirektion, 
bzw. das Ministerium bewogen einem solchen Werke die Ver- 
triebserlaubnis zu erteilen, so musste diese ausdrücklich im Bör- 
senblatt bekannt .gemacht werden 33). In andern Fällen begnügte 
man sich wohl, zumal seit dem energischen Protest der Buch- 
händler von 1845 j 46 die Vertriebserlaubnis zu verweigern und 
vom Kommissionär die Rücksendung an den Verlag zu fordern 
34), wenn man sie nicht lieber behördlicherseits erfolgen liess 35). 
Wurde dagegen das Verbot bestätigt, so war das meist gleich- 
bedeutend mit Konfiskation der betr. Bücher 36). Dass dabei die 
an Nichtsachsen adressierten Pakete in den letzten Jahren vor 
1848 meist diplomatisch an die in Frage kommenden Regierungen 
ausgefolgt wurden 37), konnte weder Verleger noch Kommissionär 
grossen Trost bereiten. 46 * Verbrecherische Schriften, die für Sach- 

« Archiv, IX, 226 f. 
46 Houben, aao. pp. 79 f., 84. 
" Goldfriedrich, aao. IV, 279 ff. 

«* Ausser im Falle Hamburgs; vgl. J. Fröbel, Ein Lebenslauf, Stuttg. 1890, 
I, 99. 
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sen bestimmt waren oder als Remittenden ausgegeben wurden, 
konfiszierte man, allermeistens ohne Entschädigung 38). 

Selbstverständlich war ein Kommissionär selten so loyal, Bücher- 
kolli, die unter diesen Umständen Gefahren liefen, bis zur behörd- 
lichen Nachsuchung aufzubewahren (wenn er sie überhaupt mel- 
dete) 39). Allerdings gingen die für den Vertrieb verbrecherischer 
Schriften ausgeworfenen Strafen bis zum Verbot des ganzen Verlags 
eines mehrfach ertappten Kommissionärs durch ein Verwarnungs- 
verfahren, also ohne gerichtliche Entscheidung; aber gerade die 
Härte der Strafe verhütete ihre Anwendung, die zudem in der 
Sache doch wenig genützt hätte 40). Sollte das System bestehen 
bleiben, so mussten die Behörden notwendig von Methoden Ge- 
brauch machen, die zur Willkür führten. Das Zusammenwirken 
der grössern Bundesstaaten in den vierziger Jahren kam ihnen 
hierbei mehr und mehr zustatten. Lief z. B. von der Zollgrenze 
auf der Kreisdirektion eine Anzeige ein, ein bestimmter Bücher- 
ballen, der der Untersuchung wert erscheine, sei auf dem Wege 
nach Leipzig, so wurde der als mutmasslicher Empfänger bekannte 
Kommissionär durch den Rat bei Strafe vor Ausgabe der Schrift 
verwarnt und verantwortlich gemacht und hatte, wenn die Schrift 
in seine Hände gelangte, ein Exemplar abzuliefern 41). In ernst- 
hafteren Fällen verfügte man die behördliche Öffnung der Ballen, 
überliess diese jedoch nach Entnahme von Belegexemplaren un- 
bedenklich dem Kommissionär 42). So war es noch in den ersten 
Monaten von 1847. Die bösen Praktiken der Buchhändler jedoch, 
die auch vor Zollverschlüssen 43) und obrigkeitlichen Siegeln 47 
nicht zurückschreckten, führten zu Verschärfungen. Ausdrücklich 
damit der Inhalt derartiger Kolli nicht unter der Hand verkauft 
werde, wurde es nun Praxis, diese stets nur im wahlf reien Beisein 
des Kommissionärs vom Rate öffnen zu lassen, indem man das 
Hauptsteueramt entsprechend instruierte 44). Was an dem Funde 
einer Vertriebserlaubnis bedurft hätte, verfiel einer, provisorischen 
Beschlagnahme im Gewahrsam des Rats, bis Kreisdirektion und 
Ministerium sich darüber schlüssig geworden 45). 

Bei diesem Verfahren war man indes immer noch auf mehr oder 
minder zufällige Denunziationen angewiesen, und da man den 
Zwang zur Rezensur aller verbotenen Verlage, wie sich die Kom- 
missionäre ihm unterwarfen, als Farce erkannte, so tat man fol- 
gerichtig getrost den letzten Schritt. Man Hess alle Pakete einer 
« Glossy, aao. n, 137. 
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gewissen verdächtigen Gruppe, die für einen Kommissionär an- 
langten, vor ihrer Auslieferung an diesen stets einer amtlichen 
Durchsuchung unterziehen, bei der im übrigen ebenso wie bei 
denunzierten Sendungen verfahren wurde. Wie es scheint, ist dies 
Verfahren zunächst um 1846 gegen Friedrich Volckmar, der damals 
auch die Kommission für das berüchtigte Literarische Comptoir in 
Zürich und Winterthur hatte 46) , in Anwendung gekommen. Wil- 
helm Jurany (für Jenni Sohn in Bern) verfiel Ende Juni 1847 einer 
gleichen Behandlung 47), ebenso November 1847 der Buchhändler 
F. G. Beyer (als Kommissionär der bösen Schläpfer'schen Buch- 
handlung in Herisau) 48). Im letzten Falle Hess das Ministerium, 
das an diesen Massregeln trotz der energischen Rekurse der so 
heimgesuchten Buchhändler festhielt, zugleich durch die Kreis- 
direktion Erkundigungen einziehn über eine mögliche weitere Aus- 
dehnung des Mittels. Noch am 20. März 1848, nachdem schon 
das alte Ministerium gestürzt war, zählte die Kreisdirektion fünf- 
zehn Kommissionsgeschäfte (von etwa achtzig) auf, die ebenso zu 
behandeln seien 49), erklärte somit fast ein Fünftel des gesamten 
Leipziger Kommissionswesens für illoyal. Jetzt wurde daraus 
nichts mehr; nach Wiedereinsetzen der Reaktion fuhr man auch 
hierin genau fort, wo man bei Ausbruch der Märzbewegung stehen 
geblieben war 50). 



Karl Lamprecht pflegte zu sagen, "Institutionen leben nirgends 
als in den Menschen," die ihre Träger sind." Wie wir gesehen 
haben, waren im Zensursystem in Sachsen eine ganze Reihe sehr 
verschiedener Behörden vertreten. Da waren die Zensoren und 
das Ministerium an den beiden Enden der Kette, und die Kreis- 
direktion, der Rat, das Polizeiamt und das Kriminalamt als Mittels- 
oder Seitenglieder zwischen ihnen. Über den Geist, in dem sie ihre 
relativen Funktionen erfüllten, _ soll einiges Zusammenfassende 
gesagt werden, um so mehr als sich dabei merkwürdige Verschied- 
enheiten ergeben dürften. 

Der vormärzliche Zensor in Deutschland — wer stellte sich ihn 
nicht vor als den geistlosesten und zugleich niederträchtigsten 
Trottel, den je ein Unterdrückungssystem herangezüchtet hat. 
Das ist das Urteil der Zeitgenossen, und wir haben freilich genug 
Belege, die es allgemeinhin verständlich machen, vornehmlich in 
der Geschichte der periodischen Presse. Im Gegensatz zu dieser 
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Generalverdammung galten die sächsischen Zensoren im Buchver- 
lag als relativ milde, bis sich Anfang der vierziger Jahre der Wind 
von oben zu drehen begann. Eine Annehmlichkeit war das Amt 
indessen nie, und dass es jemand rein aus Not übernommen haben 
sollte, wie uns von Professor Bülau berichtet wird, 48 ist gewiss 
häufig vorgekommen — zwei gute Groschen, zweieinhalb Neu- 
groschen brachte der Bogen. Die Stellung der Zensoren zu den 
Behörden war mit der Verordnung von 1836 sehr abhängig gewor- 
den. Aber auch davor, als sie dem Ministerium noch direkt unter- 
standen, konnte es peinliche Zwischenfälle geben, wie ein bei 
Glossy 49 mitgeteiltes Vorkommnis lehrt. Der sächsische Zensor, 
der Friedrich Clemens' "Manifest der Vernunft" hatte passieren 
lassen — allerdings inhaltlich eine Schrift vom Charakter der Feuer- 
bach'schen — verlor nicht nur sein Amt, sondern wurde obendrein 
in zwanzig Taler Geldstrafe verfällt (Ende 1835). Auch die 
Liberalität, die die Leipziger Zensur Heinrich Laube gegenüber an 
den Tag legte, hatte alsbald eine Rüffelung von oben zur Folge. 80 
Doch unterlag die Amtsführung des Zensors wenigstens keiner 
ständigen Aufsicht; zu Weiterungen kam es wohl nur, wo auf 
Requisition eines andern Staates hin eingegriffen werden musste — 
Dresden war ruhig. Gerade in dieser Selbständigkeit des Zensors 
lag es, dass mit ihm, seiner Persönlichkeit und seinen Anschau- 
ungen, Schriftsteller und Verleger zunächst und am allermeisten 
zu rechnen hatten. Der Zensor war es darum auch, der dem Pub- 
likum für alle Plackereien und Ärgerlichkeiten einstand, die das 
System mit sich brachte, während man das System an sich zunächst 
noch allgemein als notwendiges Übel hinnahm . Selbst in den 
Unruhen von 1830 hatte man in Leipzig nur möglichste Pressfrei- 
heit verlangt, sich später aber in Buchhandelskreisen eines Bessern 
besonnen, da der moderne Begriff der Verantwortlichkeit für die 
Presse noch nicht geläufig war. 51 Mit einer milden Zensur glaubte 
man alles Wünschenswerte erreicht zu haben. 

Der grosse Umschwung, der sich mit 1836 vollzog, war demgegen- 
über, dass an Stelle der Abhängigkeit von gewissen greifbaren 
Personen, denen man durch die Wahl eines andern Zensurortes 
hätte aus dem Wege gehen können, die Abhängigkeit von der gros- 

« Glossy, aao. II, 51. 

«»aao. A, 35 f. 

so Houben, aao. p. 558. 

« Vergl. Glossy, aao. II, 152. 
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sen, unsichtbaren und weit unentrinnbarer scheinenden Macht des 
Staates trat. Das war innerlich ein Fortschritt: ein modernerer 
Regierungsbegriff wurde angewandt — freilich auf eine veraltete 
Institution, die naturgemäss gerade dadurch zerstört wurde. 
Durch nichts hätte die ünhaltbarkeit des alten Präventivsystems 
besser bewiesen werden können als durch diesen Prozess, der die 
Zensoren als Sachverständigenkammer für eine Obrigkeit zurück- 
liess. Wie kam es dazu. Nicht nur, dass man die Zensoren, die 
jetzt nicht mehr ausschliesslich dem Lehrkörper der Universität 
entstammten, direkt unter das Zensurkollegium gestellt hatte, das 
bis 1844 ihre Amtsführung einer sieten Nachprüfung unterzog, 
man sorgte auch durch verschiedene allgemeine und Spezialin- 
struktionen nach Kräften dafür, das Zensoramt immer unmög- 
licher zu machen. Zu welchen Misshelligkeiten z. B. die Instruk- 
tion von 1838 führte, ist in einem Bericht bei Glossy 52 ausführlich 
beschrieben. Karl Biedermann hat uns in seiner Autobiographie 53 
ein anschauliches Bild von den Zuständen gegeben, zumal auch 
von dem Konflikt zwischen Pflicht und Neigung, in den ein Zensor 
leicht kommen konnte. Es ist jedoch hervorzuheben, dass da, 
wo die Akten Rezensionen erhalten haben 51), sich nicht der Ein- 
druck ergibt, als schrieben die Verfasser wider ihre Überzeugung. 
Allerdings batten sie in Zweif seif allen stets das Aushilf smittel, die 
Sache vor die Kreisdirektion zu bringen, die sie der weiteren Ver- 
antwortlichkeit überhob. Dass sie aber auch ihre Meinung zu 
wahren wussten, dafür ist der häufige Fall, wo die Behörde gegen 
den Zensor ein Buch bei der Rezensur oder später gleich nach 
Erscheinen wegnahm, von grosser Bedeutsamkeit. Allerdings 
waren die meisten Zensoren wohl gut konservative Männer, wie 
Goldhorn, Meissner, Hartenstein und ganz besonders der Ober- 
bibliothekar Gersdorf, der als Beisitzer in der Kreisdirektion für 
Pressangelegenheiten (1837-50) einen äusserst markanten Amts- 
eifer an den Tag legte. Dabei brauchen wir nur an Goethes Stand 
gegen Luden und Oken zu denken, um diesen Konservatismus 
nicht an sich zu brandmarken. Anderseits waren die Anfänge 
Bülaus, der 1837-48 als Zensor eine grosse Rolle spielte, 5 * entschie- 

" aao. n, 153 f. 

" Mein Leben, etc., I, 117 f. 

" Nicht nur bis 1844, wie bei Glossy A, 92. 
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den liberal. 55 Auch die Stellung des Historikers Wachsmuth, der 
sogar 1831-36 in dem Zensurkollegium bei der Bücherkommission 
sass, ist in diesem Sinne bekannt; 56 und 1842 kam es selbst vor, 
dass sich ein Zensor in das Direktorium von Robert Blums höchst 
ominösem Literatenverein wählen liess, 57 für wie lange, wissen wir 
leider nicht. 

Als das Ministerium v. Könneritz ans Ruder kam (Spätsommer 
1843), das den Widerstand gegen den Fortschritt zum Prinzip er- 
hob, verschlechterte sich die Lage von Jahr zu Jahr. Eine der 
Hauptobliegenheiten der Zensoren war bekanntlich die Abgabe 
eines Sachverständigenurteils über Schriften, die der Druckzensur 
unterlagen. Es zeigt sich in den Akten, wo uns Gutachten vor- 
liegen, dass deren prägnanteste Ausdrücke und Wendungen in der 
folgenden amtlichen Korrespondenz immer wiederkehren. Man 
sollte schliessen, diese Gutachten seien ausschlaggebend für die 
Verfolgung oder Nichtverfolgung eines Buches gewesen. Das 
wäre richtig, hätten nicht offenbar die Kreisdirektion wie das Min- 
isterium einen noch weit strengem Massstab anzulegen gepflegt. 
Der Fall, dass das Ministerium ein Buch durchgelassen hätte, das 
dem Zensor bedenklich erschienen, ist selten und gewiss nie aus 
liberalen Anwandlungen der Dresdner zu erklären, der Gegenfall 
ist häufig genug 53). So nimmt es nicht wunder, dass die Zen- 
soren selber dem neuen Kurs schliesslich zum Opfer fielen. Bei 
Ausbruch der revolutionären Bewegung in Sachsen baten sie 
Anfang März 1848 aus eigenem Antriebe um Enthebung von ihrem 
Amte. Von Professor Marbach geführt, richteten sie eine Kollek- 
tiveingabe an das Ministerium, in der sie sich selber gegen die 
Zensur aussprachen und der Regierung das Bedenkliche ihres Fort- 
bestehens ernstlich vorstellten. 58 Die provisorische Aufhebung 
der Zensur folgte wenige Tage nachher (9. März). 

Der Prozess, der sich in Buchdingen zwischen den Jahren 1831 
und 1848 in Sachsen vollzog, kann kurz als eine Verlegung des 
Orientierungspunktes von Leipzig nach Dresden bezeichnet wer- 

65 Vergl. ADB; dazu Glossy (Register), wo er manchmal in etwas zweifel- 
haftem Licht erscheint. 

"Vergl. ADB; dazu Glossy (Register). 

" Glossy, aao. I, 253. 

58 Vergl. am ausführlichsten Hans Blum, Robert Blum, Leipzig, 1878, p. 
256. 
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den, aus der Sphäre des kommerziellen Einflusses in die des polit- 
ischen. 

Die ursprüngliche Politik des Ministeriums war ohne Zweifel wie 
von jeher Schutz und Förderung des Buchhandels, was schon rein 
ökonomisch, ohne Anrufung der gemässigten Prinzipien Bernhard 
von Lindenaus verständlich ist. Der jährliche Umsatz im Buch- 
handel belief sich in jenen Jahren auf vier bis sechs Millionen 
Taler, eine ganz enorme Summe, wenn man Sachsens damaligen 
Staatshaushaltsplan vergleicht. 59 Unter diesen Umständen musste 
es in Dresden höchst peinlich überraschen, als Preussen Anfang 
März 1834 die Forderung stellte, der Leipziger Vertreter von Heide- 
lofi & Campe in Paris habe seine Kommission binnen sechs 
Wochen niederzulegen. 60 Der mächtige Nachbarstaat usurpierte 
damit offenbar einen Einfiuss über das ganze Leipziger Kom- 
missionsgebiet, und doch musste man in Sachsen noch froh sein, 
dass weniptens die Frist bis zum 15. Juni, d. h. nach der Abrech- 
nung auf der Messe, ausgedehnt wurde. Die Deputierten des 
Leipziger Buchhändlervereins petitionierten; sie begriffen die 
"Schwäche" der Regierung nicht. 61 Das Ministerium dagegen 
wusste sehr wohl, was es tat. Ein Aktenaustausch zwischen dem 
Leipziger Regierungskommissar v. Langenn und dem Minis- 
terium des Innern, 62 der gerade in die Zeit des Streites über Heide- 
loff & Campe fällt, zeigt es zur Genüge: der Bundestag regte sich. 

Die von diesem durch Beschluss vom 20. Juni 1833 niedergesetzte 
Bundeszentralbehörde in Frankfurt glaubte alsbald gerechten 
Grund zur Klage wider den Leipziger Kommissionshandel zu haben, 
so dass die Regierung Herrn v. Langenn bereits am 8. April 1834 zur 
Berichterstattung aufforderte. Ausdrücklich wurde dieser dabei 
instruiert zu erforschen was solide Häuser als Massregeln zur 
Abhilfe vorzuschlagen hätten, und überhaupt sich Gründe zu ver- 
schaffen, die eine Schonung Leipzigs rechtfertigen würden. Was 
man fürchtete, ist klar, lag doch Mettemich schon seit 1820 immer 
zu einem Bundesstreiche gegen die Buchhandelszentrale auf der 
Lauer. 63 Dabei dankte das Ministerium v. Lindenau selbst seine 

59 Vergl. Flathe, aao. pp. 473, 503. 

•° Vergl. oben, p. 337. 

" Lorck, aao. pp. 38 f.; Goldfriedrich, aao. IV, 278. 

82 Vergl. F. Herrn. Meyer. Mitteilungen zur innern Geschichte des deutschen 
Suchhandels, etc., Archiv, IX, 224 ff. 

83 Vergl. Goldfriedrich, aao. IV, 127 ff. Geiger, aao. (1907) pp. 208 f. 



368 Nordmeyer 

junge Existenz schliesslich nur einer revolutionären Bewegung, die 
man seinerzeit weder in Wien noch in Berlin für gerechtfertigt 
gehalten hatte. 64 Dass Preussen gerade damals wohl in die Stim- 
mung kommen mochte, Mettemich bei einer etwaigen Bändigung 
des Leipziger Buchhandels zu sekundieren, war nur zu sehr zu 
befürchten, und was hätte dann Leipzig vor der "Niedersetzung" 
etwa einer Bundeszensurbehörde bewahren können! Es war schon 
ominös genug, dass man Sachsen bei der Zusammensetzung der 
Zentralbehörde in Frankfurt, bei der sogar Staaten wie Kurhessen 
und Nassau beteiligt waren, glatt übergangen hatte. Wohlweis- 
lich verhütete also die Regierung auf dem Landtag von 1833-34 die 
Beratung eines provisorischen Gesetzes 64 ", das die sächsische Presse 
von den nicht von Bundes wegen gebotenen Beschränkungen 
befreien sollte. 65 Die im Augenblick z. T. ganz unmöglichen For- 
derungen einer Petition, die der Buchhändlerverein am 6. Mai 
1833 an die Stände richtete 66 (kaum einen Monat nach dem Frank- 
furter Wachensturm), mag sie in dieser Taktik nur bestärkt haben, 
um so eher, da noch genug andre gesetzgeberische Arbeiten der 
Erledigung harrten, für die das harmonische Zusammenwirken der 
Kammern mit der Regierung nur wünschenswert war. Auch 
die Leipziger, denen der Entwurf nicht weit genug ging, hatten 
dagegen einstweilen nichts einzuwenden 66 *. Sonach erheischte es 
das Interesse des Buchhandels selbst, wenn zunächst Preussen 
befriedigt wurde. Ferner und vor allem war es nötig, das Odium 
des Liberalismus zu beseitigen, das beim Bundestag auf dem 
Ministerium v. Lindenau lastete, und somit die Regelung der 
Angelegenheiten des sächsischen Buchhandels wieder fest in 
die eigne Hand zu bekommen. Man sann also auf Abänderungen, 
die den Bund beschwichtigen sollten, ohne gegen den Willen der 
Regierung in Leipzig Schaden zu tun. Dass man unter diesen 
Umständen nicht das ganze Buchhändlergremium ins Vertrauen 
nehmen konnte, ist selbstverständlich. Doch ging man keines- 
wegs, wie noch Lorck berichtet, 67 ohne den vorherigen Rat von 
Sachverständigen zu Werke, denn v. Langenn schreibt sehr einge- 

"Treitschke, aao. IV, 148 f. 

"'Vom 19. März 1833 datiert; vergl. Lorck, aao. p. 70. 

« Vergl. Flathe, aao. pp. 520, 483. 

M Lorck, aao. p. 38. 

M *Vergl. Lorck, aao. p. 65. 

•' aao. p. 63. 
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hend und wohlwollend und offenbar auf Grund von zuständiger 
Information über die wahre Lage der Dinge. 

Die Verordnung vom 13. Oktober 1836, in der sich schliesslich 
alle diese Erwägungen kristallisierten, musste den Leipzigern frei- 
lich als eine arge Überraschung kommen: sie schritten sogleich zur 
Beschwerde. Die Antwort, die ihnen der damalige Minister des 
Innern, von Nostitz und Jänckendorff, gab, die Verordnung ent- 
halte ja "nur Bekanntes," kann jedoch unmöglich so naiv gemeint 
gewesen sein wie sie klingt. Sicher war es das Bestreben der 
Regierung, der alten Selbstvergnügtheit des Buchhandels ein wenig 
die Zügel anzulegen; aber da sie beim Bunde die Verantwortung 
hatte für das, was in Leipzig geschah, und sie allein, lässt sich auch 
dies sehr wohl verstehen. Die Verordnung erschien kurz vor 
Zusammentritt des Landtags. Es sieht fast aus, als habe sich das 
Ministerium alle weiteren Zugeständnisse, die es machte, ausdrück- 
lich öffentlich abtrotzen lassen wollen, allerdings nicht in der Ab- 
sicht gleich so weit zu gehen, wie der Buchhandel es forderte. 673 
An der milden Praxis hielt man einstweilen jedenfalls fest. So war 
das Lob, das Heine der sächsischen Zensur damals spendete (in 
den Schriftstellernöten), ohne Zweifel ehrlich gemeint, und wenn 
ihm in demselben Aufsatz alle Beziehungen auf diese Zensur, die 
lobenden incl., gestrichen wurden, so war das nicht hochmütige 
Willkür, sondern — Politik. 

Das gerade war das Unglück Sachsens, dass es fortwährend nach 
Frankfurt, Wien und Berlin schielen musste, statt auf seine eigenen 
Bedürfnisse zu achten. Das ganze sächsische Pressregiment der 
dreissiger Jahre, das im Vergleich zu west- und süddeutschen Staa- 
ten so reaktionär anmutet, erklärt sich aus dem Faktum, dass der 
Staat im Besitze Leipzigs eine Verantwortung hatte, die weit über 
seine Grenzen hinausreichte, denn zwischen zwei Dritteln und drei 
Vierteln des ganzen deutschen Bücherverkehrs ging über diesen 
Platz. Selbst in den Vierzigern, wo die gute alte Zeit in Deutsch- 
land schnell zu Ende ging, gaben den Hauptgrund der Unzufrie- 
denheit im Lande, ausser dem Streit über das Gerichtsverfahren, 
die Zustände in der Pressgesetzgebung ab; die deutschkatholische 
Bewegung ging vorüber. Man könnte sagen, dass Sachsen seine 

"'Vergl. das Kgl. Dekret an die Stände vom 27. Februar 1837 (s. Lorck, 
aao. p. 66). Dieses suchte die Forderung eines neuen Pressgesetzes nach 
einem veränderten Hauptprinzip dadurch zu umgehn, dasz es eine gesetzgebe- 
rische Verbesserung der Verordnung von 1836 anregte! 
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öffentliche Ruhe für die seiner Nachbarn hingab; sicherlich wurde 
der notwendig entbrennende Kampf zwischen Alt und Neu durch 
diese Lage sehr verschärft. 

Der indirekte Einfluss aussersächsischer Zustände auf die Stel- 
lung des Buchhandels war demnach in Wirkung und Gegenwirkung 
in dem letzten Jahrfünft vor 1848 ebensosehr zu tadeln, wie das 
direkte Eingreifen andrer Staaten in Dresden, das nun häufig wurde. 
Dieser indirekte, innere Einfluss bewirkte namentlich auch den 
Unterschied in dem Verhältnis zwischen Regierung und Volk, der 
durch den Systemwechsel unter v. Könneritz gekennzeichnet wird. 
Treitschke nennt einmal fast alles, was von diesem und von v. 
Falkenstein ausging (letztrer war seit September 1844 Minister des 
Innern) zwar "schwerlich bös gemeint, aber höchst ungeschickt." 68 
Dieses Urteil, das Falkensteins spätre Verdienste als Kultusmin- 
ister unangetastet lässt, dürfte zu Recht bestehen. Über die 
erstaunliche Unkenntnis, mit der der Minister dem Buchhandel 
gegenüberstand, den er neun Jahre lang als Leipziger Kreisdirek- 
tor unter Augen gehabt, könnte man sich freilich wundern. Oder 
sollen wir glauben, dass er mit Abforderung der Loyalitätserklär- 
ung von seiten der Buchhändler 1844/45 in Sachen des Transits 69 
nur einen harmlosen Bluff gegen die auswärtigen Regierungen beab- 
sichtigt habe? Auch das wäre höchst ungeschickt gewesen, denn 
er musste wissen, dass die Regierung nach all den schnöden Ab- 
speisungen auf Landtags- und sonstigen Verhandlungen bei den 
Buchhändlern allen Kredit verloren hatte. In einem Bericht bei 
Glossy aus gerade dieser Zeit (20. November 1844) 70 heisst es aller- 
dings, dass nach einer Äusserung des sächsischen Ministerpräsi- 
denten v. Könneritz die Regierung gern alles passieren liesse, wenn 
das Ausland nicht wäre. Das stimmt zu spätem Bemerkungen in 
den Akten, wo das Ministerium es glatt zugibt, den Kommissions- 
handel nicht schützen zu können gegen auswärtige Mächte, wenn 
ihm bestimmte Angaben gemacht würden 54), und man muss aner- 
kennen, dass bei einer solchen Gelegenheit — noch Januar 1847 — 
der Kreisdirektor v. Broizem selber den Minister auf den schweren 
Schaden hinweist, den diese Politik dem Buchhandel tun müsse 55). 
Wozu dann aber die Zensur z. B. so cor am publico verteidigen, wie 

•»aao. V, 344. 

89 Vergl. oben, p. 348 f. 

" aao. II, 196. 
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Falkenstein es noch im Landtag von 1845-46 tat? Da bleibt ein 
Rest. 

Selbst den Druck Preussens und Österreichs im vollen Grade 
zugegeben, so hätte ein erleuchteter Minister ganz sicher den 
Anschein der Schikane bei den Buchhändlern zu vermeiden gewusst, 
etwas worum man sich in Dresden offenbar garnicht bemühte. 
Man erinnere sich noch einmal an den Fall der "Maria Stella" 
(1845-47), wo das Ministerium die Druckerlaubnis verweigern liess, 
nachdem auf Weisung der Kreisdirektion der über 20 Bogen starke 
Druck vollendet war. Die Kreisdirektion fasste das Reskript des 
Ministers nach ihrer Weise auf und erliess das provisorische Ver- 
triebsverbot. Der Rat beschlagnahmte die Schrift bei Gelegen- 
heit einer andern Nachsuchung, obwohl nicht der geringste 
"Vertrieb" stattgefunden hatte. Das Ministerium, das die Un- 
nahbarkeit der Ratsverfügung wohl sah, hob die Beschlagnahme 
auf, verbot nun aber seinerseits den Vertrieb der Schrift, mit 
der Begründung — der zensurlose Druck sei wider behördliches 
Verbot erfolgt. Und Jurany hatte einstweilen das Nachsehen. 
Das war ohne Zweifel eine Verdrehung der Tatsachen und des 
Rechts, die auch dem konservativsten Verleger nicht gleichgültig 
sein konnte, denn es handelte sich hier zugleich um eine Prinzipien- 
frage, die Auslegung des Gesetzes von 1844. Böses Blut mussten 
vornehmlich auch die Sonderverfügungen gegen einzelne Kommis- 
sionäre machen, die gewisse Gruppen von Bücherballen vor der 
Auslieferung an diese einer obrigkeitlichen Untersuchung unter- 
warfen, denn nur ein Gericht hätte auf Zulässigkeit der Polizei- 
aufsicht über die Sendungen der betr. Kommissionäre erkennen 
können. Derselbe Mangel an Rechtsgarantien zeigt sich im Falle 
verbrecherischer Schriften, die entschädigungslos fortgenommen 
wurden. Darüber, ob eine Schrift verbrecherisch, d. h. revolu- 
tionär oder atheistisch sei oder nicht, entschieden noch immer die 
Verwaltungsbehörden allein, die sich verschiedentlich selbst nicht 
schlüssig waren 56), und das alles wo selbst Preussen längst ein 
Oberzensurgericht hatte (seit 1843). Falkenstein hatte offenbar 
keinen Begriff, wie solche Zustände auf die Gesinnung in Buch- 
handelskreisen wirken mussten. Es ist ganz und gar kein Zufall, 
dass 1848 die revolutionäre Bewegung in Sachsen zuerst in Leipzig 
ausbrach, und dass man nur die Forderung der Pressfreiheit neben 
die einer deutschen Volksvertretung und Reorganisation des Bun- 
destags stellte. Falkenstein war der erste, der "um nicht den 
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Vorwand zu ferneren Demonstrationen und Unordnungen abzu- 
geben" das Ministerium verlassen musste. (5. März); v. Könneritz 
und der Rest folgten acht Tage später. 



Je tiefer man sich mit der damaligen Lage der Dinge in Deutsch- 
land vertraut macht, um so mehr muss man immer wieder staunen, 
wie Regierungsvertreter auch nur einen Augenblick glauben 
konnten, diese offenbare Misere sei der legitime Zustand des Landes. 
Nicht einmal die Unterbehörden, denen die Ausführung der minis- 
teriellen Anordnungen zufiel, waren mehr zuverlässig. Zwar 
waren in Sachsen die Prärogative der Stadtverwaltungen durch 
Einsetzung der Kreisdirektionen wieder beschnitten worden, und 
speziell Leipzig konnte in der Auflösung der Bücherkommission ein 
Misstrauenszeichen erblicken. Die Folge war eine lebhafte Span- 
nung zwischen den städtischen und den königlichen Behörden, die 
sich gerade in der Behandlung von Zensurfragen deutlich bemerkbar 
macht. 

Zwischen dem Verhalten des jeweiligen Kreisdirektors und dem 
seines Ministeriums lässt sich ein markanter Unterschied kaum 
konstatieren. Auch Falkenstein ist in seiner Leipziger Zeit augen- 
scheinlich nur den Anordnungen von oben gefolgt. Die Frage 
gewann Bedeutung natürlich erst, als unter seinem eigenen Minis- 
terium die wirkliche Bücherverfolgung einsetzte. Dass es v. 
Broizem, sein Nachfolger, an nichts fehlen liess, die Wünsche seines 
Vorgesetzten zu erfüllen, geht aus allen Akten hervor. In dieser 
Hinsicht sprechen schon Zahlen. So war es ganz in der Ordnung, 
dass die Kreisdirektion nach Erlass eines Verbotes den Rat regel- 
mässig zur Haltung von Nachsuchungen anwies. Wie aber trotz 
und trotz aller Massnahmen der Vertrieb zensurwidriger Schriften 
über Leipzig nicht nachlassen wollte, schreckte sie auch im Falle 
von Denunziationen vor keinerlei Rigorosität zurück. Bei dem 
Buchhändler F. G. Beyer allein wurden im Januar 1847 fünf 
Nachsuchungen gehalten 57); Klinkhardt, Kori und andern erging 
es nicht viel besser. Bei Jurany fand in demselben Jahre fast 
jeden Monat eine statt, häufig mehr 58); weiteres Aktenmaterial 
würde vermutlich noch ganz andre Zahlen ergeben. Dazu kamen 
dann noch die allgemeinen Razzias, von denen an sich niemand aus- 
zunehmen war. Über das Resultat dieser Nachforschungen berich- 
tete die Kreisdirektion objektiv genug, liess auch wohl einen Ver- 
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dacht fallen, der sich wirklich nicht zu bewahrheiten sc.iien 59). 
Wenn sie die Verfolgung zweifelhafter Fälle im Vertrieb verbreche- 
rischer Schriften ohne Schmerz dem Kriminalamt Überhess, und 
dies augenscheinlich im Laufe der Entwicklung immer häufiger, so 
ist kaum zu sagen, wie wir noch sehen werden, ob das eine Milde 
oder eine Härte gewesen. Der Erfolg aller Absperrungs- und Über- 
wachungsmassregeln bemass sich danach nur nach dem Eifer, mit 
dem sich die Polizei- und Justizbehörden an die Erfüllung ihrer 
Aufgabe machten. 

Es ist schon bemerkenswert, wenn die Kreisdirektion den Rat, 
der die Presspolizei hatte, gelegentlich ausdrücklich zu einer 
gründlichem Erfüllung seiner Pflichten aufruft 60) . Beim Studium 
der Akten fällt wirklich auf, wie oft dieser mit dem Bericht wider- 
kehrt, er habe Durchsuchung halten lassen wie befohlen, allein 
resultatlos. Folgender etwas anders hegender Fall aus dem Som- 
mer 1847 illustriert diese Zustände noch besser. Jurany war 
beschuldigt worden, eine verbotene Schrift "Krakaus Fall" ver- 
trieben zu haben 61). Es wurden allerdings vier ganze Exemplare 
der Schrift bei ihm gefunden, die er sofort als Remiltenden bezeich- 
nete, im übrigen versichernd, er habe von dem Vertrieb nichts 
gewusst. Der Rat erklärte dies "nach dem gewöhnlichen Ge- 
schäftsgang beim Kommissionär" für glaubhaft und bezeugte auch 
den harmlosen Charakter der Remittenden. Von einer press- 
polizeilichen Bestrafung sah er also ab. Dazu weiss Gersdorf 
dieses zu bemerken: die Sendung sei geschehen kaum anderthalb 
Monat, nachdem Jurany die Kommission für den fraglichen Verlag 
übernommen, sei also von ihm besorgt worden. Den Inhalt der 
Pakete hätte er aus seiner Versendeliste kennen müssen, nach der 
man unbedingt hätte fragen sollen. Seine Behauptung nichts 
mehr auf Lager zu haben, werde nunmehr wohl stimmen. — Kom- 
mentar ist überflüssig in Anbetracht sonstiger Zeugnisse, die wir 
haben. So berichtet auch Karl Biedermann in seiner Selbst- 
biographie, 71 dass sich die Beauftragten des Rats öfters mehr als 
Bürger Leipzigs denn als Organe der Presspolizei gefühlt hätten, 
und erzählt, wie bei einer Nachsuchung im Lokal seines Herold 
der Beamte geflissentlich die zu beschlagnahmenden Vorräte über- 
sehen habe. Geradezu erstaunlich müssen die Zustände gewesen 
sein nach dem, was bei Glossy schon für Mai 1841 zu finden ist. 72 

71 Mein Leben, etc., I, 117. 
" aao. I, 205. 
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Otto Wigand, der Radikale, der nahe Freund Robert Blums, war 
damals Stadtverordneter und selbst Mitglied der Deputation zur 
Sicherheitsbehörde. Nicht nur ihm, sondern den Stadtverordneten 
schlechthin werden die gröbsten Verletzungen des Amtsgeheim- 
nisses nachgesagt, sodass sogar von bevorstehenden Nachfor- 
schungen Winke und Warnungen gegeben worden seien. Z. T. 
handelt es sich augenscheinlich um Tatsachen. Der Berichterstat- 
ter erklärt sie aus Preussenhass und Lokalinteressen. Wie mag 
sich das Verhältnis gestaltet haben nach den blutigen August- 
szenen von 1845, die Leipzig, dessen Bürger getötet worden waren, 
obendrein eine scharfe Reprimande von v. Falkenstein einbrach- 
ten. 

Die einzige Behörde, auf die sich die königliche Regierung durch 
und durch verlassen konnte, war das Polizeiamt, dem die Verfol- 
gung verbrecherischer Schriften oblag und das ein quasi Berufsin- 
teresse an gründlicher Arbeit hatte. Einmal teilt die Polizei 
bedauernd mit, sie habe "bei schärfster Vigilanz" von einer gesuch- 
ten Schrift kein Exemplar entdecken können. Was unter schärf- 
ster Vigilanz zu verstehen ist, merkt man, wenn man liest, was sie 
wirklich entdeckte: da gab es mehrmals massenhaft Remittenden 
(die sicher gut verstaut gewesen waren) 62), da gab es selbst ein- 
mal drei Exemplare von Heinzens "Teutscher Revolution" in ge- 
schlossenem Paket mit aufgebundener falscher Faktur 63). Dergl. 
aus den hunderten bereitliegender Pakete herauszufinden, dazu 
gehört sicher Spürsinn. Selbstverständlich nahmen die Beam- 
ten auch Einsicht in die Geschäftsbücher und Korrespondenz; 
schon ein expedierter Bestellzettel konnte mitunter einen An- 
haltspunkt geben. Die Polizei ging also ganz einfach auf der 
Basis eines Kriminalverdachts vor, verschonte darum auch nicht 
die Privatwohnungen wohlbeleumdeter Männer. Darüber bei 
Gelegenheit des Falls Schreck befragt, rechtfertigte sich das 
Polizeiamt damit, ihm sei eine durchgreifende Nachsuchung anbe- 
fohlen worden, und im übrigen habe verfahren werden sollen 
■wie gewöhnlich in solchen Fällen; auch bei Jurany z. B. habe man 
immer auch die Privatwohnung untersucht 64). In der Tat, 
hatten die Beamten bei Jurany doch selbst 'gegen die gesetzliche 
Bestimmung den revolutionären Teil von dessen Privatbücherei 
beschlagnahmt, der dem Eigentümer später zurückgegeben werden 
musste 65). 
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Indes sollte die Kreisdirektion auch dieses Amtseifers nicht froh 
werden. Ob eine Schrift zu den verbrecherischen gehöre, darüber 
entschieden die Verwaltungsbehörden; eine Verurteilung ihres Ver- 
breiters dagegen konnte nur nach regelrechtem Kriminalverfahren 
ausgesprochen werden. Die Jurisdiktion darüber war in erster 
Instanz beim Kriminalamt, also, da dies wiederum eine städtische 
Behörde war, ausserhalb des direkten Einflusses der Kreisdirektion. 
Schon für 1841 heisst es bei Glossy, 73 die Leipziger Gerichte täten 
womöglich stets das Gegenteil von dem, was der Regierungsdirek- 
tor wolle. Die Akten bestätigen das mindestens in dem Sinne, 
dass das Kriminalamt sich in seinem Urteil rein von formal-recht- 
lichen Erwägungen leiten Hess, gewiss nie von den Wünschen und 
Winken der Kreisdirektion, selbst dann nicht, wenn ein Verdacht 
aus innern Gründen wohl fundiert war. In der zweiten Hälfte von 

1847 begab sich dieses 66). Wilhelm Kori, den Behörden schon 
lange und mit Recht verdächtig, wurde anonym denunziert. Bei 
der Nachsuchung fand die Polizei u. a. zwei Pakete Remittenden 
von höchst revolutionärem Charakter. Koris Ausrede, er wisse 
nicht, warum diese Remittenden gerade an ihn zurückgelangt seien, 
erschien der Kreisdirektion zu fadenscheinig, die Akten gingen an 
das Kriminalamt. Kori stellte indes auch hier den Vertrieb solcher 
Schriften bestimmt in Abrede; mit dem Erfolg, dass das Gericht, 
anstatt sich an die vorliegenden corpora delicti zu halten, Benen- 
nung des Denunzianten zur Zeugenaussage verlangte. Da die 
Kreisdirektion hierzu nicht imstande war, wurde das Verfahren 
augenscheinlich eingestellt und dann mit all den andern am 23. März 

1848 niedergeschlagen. 74 Ein andrer Fall 67). Januar 1847 wurde 
ein junger Mann, dessen Identität dabei nur angedeutet war, 
wegen Kolportage eines kommunistischen Taschenbuchs (Hermann 
Püttmanns Prometheus) denunziert. Dieses enthielt einige zum 
Aufruhr anreizende Aufsätze und Gedichte, die von einem gewissen 
E. Weller unterzeichnet waren. Bei Klinkhardt war damals als 
Buchhandlungskommis ein kommunistischer Literat namens Emil 
Ottokar Weller beschäftigt, der auch dem Literarhistoriker als 
Kompilator und Herausgeber nicht unbekannt ist. 75 Gegen 
diesen, der vorm Rat den Vertrieb der Schrift zugab, wurde beim 

73 aao. I, 205. Vgl. auch ib. A, 79. 

74 Der Schluss des Prozesses ist in dem bis zum 19. Januar 1848 reichenden 
Faszikel nicht erhalten. 

75 Emil Weller, Die falschen und fingierten Druckorte, 1 1858; Lexikon pseu- 
donymorum, Regensburg 1886; Lit. Ver. (Stuttgart), Bd. 111, 119 u. a. 
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Kriniinalamt ein Verfahren anhängig gemacht wegen Abfassung 
der betr. aufreizenden Artikel. Seine Verteidigung war offenbar, 
jemand anders habe seinen Namen missbraucht (nach den Um- 
ständen ganz unwahrscheinlich). Da die Kreisdirektion keine 
weitern Gründe für den Verdacht der Verfasserschaft beibringen 
konnte, so wurde das Verfahren vom Kriminalamt wegen der 
Schwierigkeit der Identifizierung sistiert. Sistiert! denn hätte man 
Weiler freigesprochen, so wäre die Sache vermutlich vors Appella- 
tionsgericht gekommen, und das war königlich. Anklage wegen 
Vertriebs einer aufrührerischen Schrift unterblieb. Weller wurde 
nur vom Rat wegen Vertriebs einer Schrift ohne Debitserlaubnis 
zu zehn Talern Geldstrafe verurteilt, und auch die wurden ihm 
noch geschenkt, da inzwischen der "Völkerfrühling" hereinbrach. 
Die Nachfahren lächeln. Jeder Historiker, der die Rolle Wellers 
im damaligen Kommunismus kennt, würde ihn für den Verfasser 
der fraglichen Gedichte und Aufsätze ansehen. Der sächsischen 
Justiz kann man Rechtsbeugimg in Zensursachen nach alle dem 
nicht vorwerfen. Wie Gustav Kühne bezeugt, der die ganze Ent- 
wicklung in Leipzig seit 1835 mit angesehen hatte, war das Straf- 
mass für Verbreitung aufrührerischer Schriften vor 1848 etwa drei 
Monate Gefängnis, selbst in ziemlich schweren Fällen. 76 

Dies war die Praxis, wie man sie damals von behördlicher Seite 
in Leipzig übte. Es bleibt uns nur noch einen Überblick über den 
Kampf zu geben, den der Buchhandel dagegen führte. 
(To be continued). 
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" Gustav Kühne, Mein Tagebuch in bewegter Zeit, Leipzig 1863, p. 722. 
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